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Widerruf der privaten Nutzung eines Dienstwagens - Nutzungsausfallent-
schädigung 
Die Bereitstellung eines Dienstwagens für private Zwecke ist ein gutes Mittel, um als 
Arbeitgeber attraktiv zu bleiben und Mitarbeiter zu binden. Doch kann eine einmal ver-
einbarte private Nutzung widerrufen werden. Damit hat sich das BAG auseinanderge-
setzt. Im vorliegenden Fall war der Widerruf zwar wirksam, der Widerruf durfte aller-
dings nur zum Ende des Monats erfolgen. 
 
Dem Kläger stand laut Arbeitsvertrag ein Dienstwagen zu, den er auch privat nutzen 
durfte. Vertraglich war geregelt, dass die private Nutzung widerrufen werden kann, 
wenn der Kläger das Dienstfahrzeug vertragswidrig nutzt, das Arbeitsverhältnis gekün-
digt ist, der der Kläger von seiner Arbeitsleistung freigestellt oder suspendiert ist und 
wenn der Kläger wegen Krankheit oder aus einem anderen persönlichen Grund für 
mehr als sechs Wochen an der Erbringung seiner Arbeitsleistung verhindert ist.  
 
Nachdem der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis zum 31.08. kündigte, stellte er den 
Kläger bis zum Beendigungstermin frei und verlangte die Rückgabe des Dienstfahr-
zeuges bis spätestens 24.05. Der Kläger kam dieser Aufforderung am 23.05. nach. 
Für die Zeit des Entzugs des Dienstfahrzeugs zwischen Rückgabe und Ende des Ar-
beitsverhältnisses verlangt er eine Nutzungsausfallentschädigung.  
 
Das BAG sprach dem Kläger einen Anspruch auf Nutzungsausfallentschädigung zu. 
Die Kündigung, die Vereinbarung des Widerrufsvorbehalts sowie die Freistellung wa-
ren zwar wirksam, der Widerruf konnte allerdings nur zum Monatsende erfolgen. Für 
die Zeit vom 23.05. bis 31.05. steht dem Kläger einer Entschädigung zu.  
 
Der Widerruf entsprach jedoch nicht billigem Ermessen. Nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG 
kann der zu versteuernde geldwerte Vorteil nur monatlich und nicht kalendertäglich 
angesetzt werden. Das führt dazu, dass der Arbeitnehmer bei einer Rückgabe des 
Dienstwagens innerhalb des laufenden Monats die Steuerlast für den ganzen Monat 
trägt und damit auch für die Zeit, in der er den Pkw nicht mehr nutzen kann. 
 
BAG, Urteil vom 12. Februar 2025, 5 AZR 171/24 
 
Praxistipp: Ein Widerrufsvorbehalt im Arbeitsvertrag muss transparent gefasst und 
klar und verständlich sein. Die Widerrufsgründe müssen klar formuliert sein, damit die 
– insbesondere finanziellen – Risiken für den Arbeitnehmer kalkulierbar sind.  
 
 

Scheinselbstständigkeit: Rückforderung von Honoraren und Umsatz-
steuer 
Stellt sich im Nachhinein ein als freie Mitarbeit behandeltes Vertragsverhältnis als Ar-
beitsverhältnis heraus, kann der Arbeitgeber grundsätzlich ein überhöhtes Honorar zu-
rückfordern. Das gilt auch für zu Unrecht gezahlte Umsatzsteuer.  
 
Die Beklagte, die ein Schreibbüro betreibt, übernahm seit 1998 für die Klägerin diverse 
Arbeiten, die sie der Klägerin mit 18,50 Euro pro Stunde zuzüglich Umsatzsteuer in 
Rechnung stellte. Schriftliche Vereinbarungen zur Zusammenarbeit existieren nicht. 
 
  

https://www.bundesarbeitsgericht.de/aktuelles-und-veranstaltungen/sitzungstage/
https://www.bundesarbeitsgericht.de/aktuelles-und-veranstaltungen/sitzungstage/
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Bei einer Betriebsprüfung wurde festgestellt, dass das Vertragsverhältnis als sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung anzusehen ist. Die Deutsche Rentenversiche-
rung forderte eine Nachzahlung von 33.604,75 Euro an Sozialversicherungsbeiträgen 
von der Klägerin.  
 
Die Klägerin forderte daraufhin von der Beklagten die Rückzahlung zu viel gezahlter 
Honorare sowie Erstattung der geleisteten Umsatzsteuer. Sie behauptet, für die ver-
richteten Tätigkeiten hätte sie in einem entsprechenden Arbeitsverhältnis eine übliche 
Stundenvergütung von nur 14,80 Euro brutto (anstatt 18,50 €) gezahlt.  
 
Die Klage wurde in den ersten Instanzen als rechtsmissbräuchlich abgewiesen. Der 
BGH war nicht dieser Ansicht und verwies das Verfahren zu weiteren Prüfung an das 
LAG zurück. 
 
Die Rückforderung von zu viel gezahlten Honorar ist grundsätzlich möglich. Ob die 
Rückzahlung rechtsmissbräuchlich ist, ist im Einzelfall zu prüfen. Die Rückzahlung 
kann rechtsmissbräuchlich sein, wenn die Beklagte darauf vertrauen konnte, dass ihr 
die Vorteile (insbesondere das höhere Honorar) nicht entzogen werden.  
 
Bezüglich der Rückzahlung der Umsatzsteuer weist der BGH darauf hin, dass die Klä-
gerin grundsätzlich die an die Beklagte gezahlte Umsatzsteuer von dieser zurücker-
stattet verlangen. Die Beklagte wiederum kann Erstattung vom Fiskus verlangen, sog. 
Rückabwicklung „übers Eck“ nach § 14c Abs. 2 Satz 3 bis 5 UStG. 
 
BGH, Urteil vom 4. Dezember 2024, 5 AZR 272/23 
 
 

Kein Urlaubsverzicht durch Prozessvergleich 
Ein Arbeitnehmer kann selbst durch gerichtlichen Vergleich nicht auf seinen gesetzli-
chen Mindesturlaub „verzichten“. Das hat das BAG entschieden.  
 
Die Parteien streiten über die Abgeltung von sieben Tagen gesetzlichen Mindestur-
laubs aus dem Jahr 2023. Im Jahr 2023 war der Kläger von Beginn an bis zur Beendi-
gung seines Arbeitsverhältnisses durchgehend arbeitsunfähig erkrankt und deshalb 
nicht in der Lage, seinen Urlaub aus diesem Jahr in Anspruch zu nehmen. Mit gericht-
lichen Vergleich vom 31. März 2023 wurde das Arbeitsverhältnis zum 30. April 2023 
beendet. Im Vergleich wurde festgehalten, dass Urlaubsansprüche in natura gewährt 
sind. In der dem Vergleichsschluss vorausgehenden Korrespondenz zwischen den 
Parteien hat die Prozessbevollmächtigte des Klägers ausdrücklich darauf hingewie-
sen, dass auf den gesetzlichen Mindesturlaub nicht wirksam verzichtet werden könne, 
sich später aber unter Hinweis auf die geäußerten rechtlichen Bedenken gleichwohl 
mit dem Vergleich einverstanden erklärt. 
 
Mit seiner Klage hat der Kläger von der Beklagten verlangt, die noch offenen sieben 
Tage gesetzlichen Mindesturlaubs abzugelten. Der im gerichtlichen Vergleich gere-
gelte Verzicht auf den unabdingbaren Mindesturlaub sei unwirksam. Das BAG gab 
dem Kläger Recht.  
 
Der Urlaubsanspruch ist nicht durch den Prozessvergleich erloschen. Die Vereinba-
rung, Urlaubsansprüche seien in natura gewährt, ist unwirksam, soweit sie einen nach 
§ 13 Abs. 1 Satz 3 BUrlG unzulässigen Ausschluss des gesetzlichen Mindesturlaubs 
regelt. Weder der gesetzliche Anspruch auf bezahlten Erholungsurlaub noch ein erst 
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künftig – mit der rechtlichen Beendigung des Arbeitsverhältnisses – entstehender An-
spruch auf Abgeltung gesetzlichen Mindesturlaubs darf im Voraus ausgeschlossen 
oder beschränkt werden. Das gilt auch dann, wenn bereits feststeht, dass der Arbeit-
nehmer den gesetzlichen Mindesturlaub wegen krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit 
nicht mehr in Anspruch nehmen kann.  
 
BAG, Urteil vom 3. Juni 2025, 9 AZR 104/24  
 
Quelle: PM des BAG vom 3. Juni 2025 
 
 

Steuerrecht: Künstlerische Tätigkeit einer Trauer- und Hochzeitsrednerin  
Die Umsätze einer Trauer- und Hochzeitrednerin unterliegen nicht dem ermäßigten 
Steuersatz für künstlerische Darbietungen. Denn nach Ansicht des FG Düsseldorf han-
delt es sich bei Trauer- und Hochzeitreden um sog. Gebrauchsreden, die als wirt-
schaftliche Dienstleistung anzusehen sind. Ein möglicherweise zu bejahender Kunst-
wert tritt hinter den Gebrauchswert der Reden zurück. 
 
Im vorliegenden Fall war die Klägerin als Trauer- und Hochzeitsrednerin freiberuflich 
tätig. Für ihre Tätigkeit wies sie in ihren Rechnungen jeweils Bruttobeträge mit einem 
Steuersatz von 7 % aus. Die Finanzverwaltung erließ einen Umsatzsteuerbescheid, 
der eine Festsetzung der Umsatzsteuer unter Ansatz des Regelsteuersatzes zum In-
halt hatte.  
 
Die Klage vor dem Finanzgericht hatte keinen Erfolg. Die Finanzverwaltung habe zu-
recht die Entgelte für Trauer- und Hochzeitsreden einem Steuersatz von 19 % unter-
worfen. Der ermäßigte Steuersatz von 7 % für künstlerische Darbietungen kommt nicht 
zum Ansatz. Diese Ausnahmeregelung ist eng auszulegen.  
 
Eine künstlerische Leistung ist geprägt von einer eigenschöpferischen Leistung. Es 
fehlt an einer schöpferischen Gestaltungshöhe, wenn bei eine Redetätigkeit im We-
sentlichen auf eine schablonenartige Wiederholung anhand eines Redegerüstes be-
schränkt. Im vorliegenden Fall wiesen alle Reden der Klägerin den gleichen Aufbau 
auf. Auch wenn alle Reden einen individualisiert sind, sind die Texte immer nach dem 
gleichen Grundschema aufgebaut.  
 
FG Düsseldorf, Urteil vom 27. September 2024, 1 K 1459/22 U 

  

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/kein-urlaubsverzicht-durch-prozessvergleich/
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VERANSTALTUNGEN 
 
„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit?“ 
Montag, 7. Juli 2025, 18.00 – 19.30 Uhr, IHK Saarland, Raum 1, Franz-Josef-
Röder-Str. 9, 66119 Saarbrücken 
Der Grundsatz „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ ist ein zentrales Thema in der heuti-
gen Arbeitswelt. Die Richtlinie zur Stärkung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für 
gleichwertige Arbeit (EU-Entgelttransparenzrichtlinie) bringt umfassende Änderungen 
mit sich, die Arbeitgeber unabhängig von der Unternehmensgröße betreffen. Insbe-
sondere Unternehmen ab 100 Mitarbeitenden werden umfangreiche Berichtspflichten 
erfüllen müssen. Die Umsetzung in nationales Recht ist bis Juni 2026 vorgesehen. 
 
In ihrem Vortrag werden Wolfgang Hardt, Partner bei Ernst & Young Law, und Dr. 
Henning Curti, Partner bei EY, Ihnen die wesentlichen Aspekte der EU-
Entgelttransparenzrichtlinie näherbringen. 
 
Inhaltlich liegen die Schwerpunkte des Vortrages auf den folgenden Aspekten: 
 

• Vermittlung der Grundlagen der Entgelttransparenzrichtlinie und ihrer Anforde-
rungen an die Unternehmen (insbesondere Berichts- und Analysepflichten) 

• Strategien zur Umsetzung der Richtlinie im eigenen Unternehmen 

• Analyse des geschlechtsspezifischen Entgeltgefälles und Maßnahmen zu des-
sen Schließung 

 
Nutzen Sie die Gelegenheit, sich über die Auswirkungen der Richtlinie zu informieren 
und ihr Unternehmen schon jetzt auf die neuen Vorgaben vorzubereiten. 
 
Anmeldungen bis 4. Juli 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de oder 
per Direktlink. 
 
 
„IT.CON by CYBR 360“ 
Donnerstag, 18. September 2025, 08.30 – 17.00 Uhr, Congresshalle Saarbrücken, 
Hafenstraße 12, 66111 Saarbrücken 
 
Die Fachmesse für IT und Cybersicherheit! Hier geht es zu den Tickets. 
 
Das erwartet Sie: 

• Unternehmen und Institutionen aus der IT- und Cybersicherheits-Branche der 
Großregion 

• Überblick über aktuelle Themen, Trends und Neuerungen in der Zukunft 

• Breites Bühnenprogramm auf zwei unterschiedlichen Bühnen (Saal West und 
Vorraum Ost) 

• Impulse, Diskussionen und Workshow Räume mit Best Practices und exklusi-
ven Insights 

• Highlight-Keynote: Mark T. Hofmann – Die dunkle Seite der KI: Wie Hacker KI 
& Deepfakes nutzen 

• Möglichkeit sich zu vernetzen und Synergien zu schaffen 

• Lounge-Area für Bewerbungsgespräche, Verhandlungen und Arbeitszonen  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Gleicher_Lohn_f%C3%BCr_gleiche_Arbeit-15-18808.html
https://it-con-messe.de/
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Kernthemen der Fachmesse: 

• Cybersicherheit & Schutz sensibler Daten – Unternehmen erhalten praxisnahe 
Einblicke in aktuelle Bedrohungen, Schutzmaßnahmen und Best Practices für 
IT-Sicherheit. 

• Technologische Innovation & IT-Entwicklung – Präsentation neuer Technolo-
gien, Trends und Lösungen in den Bereichen IT, Digitalisierung und Künstliche 
Intelligenz. 

 
 
„Verjährung: Was ist zu berücksichtigen?“ 
Dienstag, 23. September 2025, 18:00 - 19:30 Uhr, Raum 1-3, IHK Saarland, Franz-
Josef-Röder-Straße 9, 66119 
 
Dem täglichen Geschäftsverkehr liegen vielfältige Vertragsformen zugrunde, die sehr 
unterschiedliche Verjährungsfristen haben. Ergreift der Gläubiger nicht die richtigen 
Maßnahmen, können einige dieser Forderungen bereits nach 6 Monaten dauerhaft 
verjähren und fallen somit komplett aus. Denn: Die Geltendmachung eines Zahlungs-
anspruchs ist zeitlich nur begrenzt möglich. 
 
Frank Bintz, Geschäftsführer ADVIN Inkassoservice GmbH, Saarbrücken, zeigt 
Ihnen auf, wie die Verjährungsfristen sich berechnen und wann die Verjährung von 
Ansprüchen droht. Gleichzeitig gibt er Ihnen Handlungsinstrumente an die Hand, die 
Sie als Unternehmer eigenständig anwenden können, um eine drohende Verjährung 
abzuwenden. Gerade jetzt mit dem sich ankündigenden Jahresende ist es an der Zeit, 
dass jeder Unternehmer seine offenen Rechnungen überprüft und aktiv wird. 
 
Anmeldungen bis 22. September 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 
 
 
„NIS-2: Welche Unternehmen sind betroffen, welche Pflichten bestehen und wie 
werden die Vorgaben in der Praxis konkret umgesetzt?“ 
Dienstag, 7. Oktober 2025, 18:00 – 19:30 Uhr, Raum 1 und 2, Saalgebäude der 
IHK Saarland, Franz-Josef-Röder-Straße 9, 66119 Saarbrücken 
 
Die IT-Sicherheit und deren Gewährleistung steht im Mittelpunkt von NIS-2. Für viele 
Unternehmen mit mehr als 50 Mitarbeitenden und einem Jahresumsatz von mehr als 
10 Millionen Euro in zahlreichen Branchen, darunter auch Unternehmen des produzie-
renden Gewerbes, werden neue Cybersicherheitspflichten gelten.  
 
Unsere Referenten Frau Sarah Bores, LL.M., W+ST Rechtsanwaltsgesellschaft 
mbH, Dillingen und Herr Christoph Lang, Geschäftsführer K4 DIGITAL GmbH, 
Saarwellingen, zeigen Ihnen auf, welche Unternehmen von dem NIS-2-Umsetzungs- 
und Cybersicherheitsstärkungsgesetz betroffen sind und welche IT-
Sicherheitspflichten sie zu erfüllen haben. Diese Veranstaltung deckt Themen wie die 
Betroffenheitsprüfung, die Pflichten für Unternehmen und die notwendigen Sicher-
heitsmaßnahmen - wie die Erstellung von IT-Sicherheitskonzepten und Notfallplänen 
für den Cyberangriff - ab. 
 
Anmeldungen bis 6. Oktober 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de 
oder per Direktlink.  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Verj%C3%A4hrung_Was_ist_zu_ber%C3%BCcksichtigen-15-18810.html
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/NIS2__Welche_Unternehmen_sind_betroffen,_welche_Pflichten_bestehen_und_wie_werden_die_Vorgaben_in_der_Praxis_konkret_umgesetzt-15-18911.html
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Die in dem Newsletter Arbeitsrecht enthaltenen Angaben sind mit größtmöglicher 
Sorgfalt erstellt worden. Dennoch kann für Vollständigkeit, Richtigkeit sowie für zwi-
schenzeitliche Änderungen keine Gewähr übernommen werden.  
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